
 (ausführliche Version)

Statuten der ______ [Name] GmbH

[mit/ohne Sacheinlagen]
1. Firma, Sitz und Zweck
Unter der Firma _____ [Name] GmbH besteht auf unbestimmte Dauer eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die den vorliegenden Statuten und den Vorschriften in Art. 772 ff. OR untersteht. 

Sitz der Gesellschaft ist in _____ [politische Gemeinde, Kanton].

Zweck der Gesellschaft ist _______ [Hinweis: Zu umschreiben ist der vorgesehene Tätigkeitsbereich].

Die Gesellschaft kann sich an anderen Unternehmen beteiligen sowie andere Unternehmen erwerben und erworbene Unternehmen verkaufen, im In- und Ausland Zweigniederlassungen errichten und Tochtergesellschaften gründen. Sie kann Wertschriften, Immaterialgüterrechte und Liegenschaften erwerben, verwalten und verkaufen und alle mit dem vorgenannten Zweck unmittelbar oder mittelbar zusammenhängenden Geschäfte tätigen. Die Gesellschaft kann auch Finanzierungen für eigene oder fremde Rechnung vornehmen sowie Garantien und Bürgschaften für Tochtergesellschaften und Dritte eingehen.

2. Stammkapital und Stammanteile

Höhe und Einteilung des Stammkapitals

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt CHF _______. Es ist eingeteilt in ______ Stammanteile mit einem Nennwert von je CHF _____ [mindestens CHF 100. 

[Variante: Es ist eingeteilt in 

· einen Stammanteil mit einem Nennwert von CHF _______; 

· einen Stammanteil mit einem Nennwert von CHF _______;

· einen Stammanteil mit einem Nennwert von CHF _______.]

Beschliesst die Gesellschafterversammlung die Erhöhung des Stammkapitals nach Ziffer 4.2.10, hat jeder Gesellschafter das Recht, sich im Verhältnis seiner bisherigen Beteiligung am neuen Stammkapital zu beteiligen.
Sacheinlage [Zusatz]

Die Gesellschaft übernimmt bei der Gründung von ___ die Gegenstände gemäss Sacheinlagevertrag vom ___ [Datum] und detaillierter Inventarliste vom ___ [Datum] im Wert von CHF___. Der Preis von CHF ___ wird getilgt, indem ___ [Anzahl] als voll liberiert geltende Stammanteile der Gesellschaft von je CHF ___ ausgegeben werden, je ___ an___ und ___ [Namen].

[Sachübernahme: Die Gesellschaft übernimmt bei der Gründung alle Aktiven und Passiven der im Handelsregister eingetragenen Einzelfirma ____ [Name] von ____ in ____ [Ort] gemäss Übernahmebilanz per ____ [Datum], wobei die Aktiven CHF ___ und die Passiven CHF ___ betragen. Der Preis wird dadurch getilgt, dass der Sacheinleger ___ und ____ [Namen] als voll liberiert geltende Stammanteile von je CHF ___ erhalten. Ferner werden dem Sacheinleger CHF ___ in den Büchern in der Gesellschaft gutgeschrieben.]
Nachschüsse

Variante 2.3.1

Eine Nachschusspflicht der Gesellschafter wird ausdrücklich ausgeschlossen.

Variante 2.3.2

Die Gesellschafter sind zur Leistung von Nachschüssen bis zum Betrag von CHF ____ je Stammanteil mit einem Nennwert von je CHF _____ verpflichtet. Der Betrag darf das Doppelte des Nennwertes des Stammanteils nicht übersteigen.

Anteilbuch
Über die Stammanteile führt die Geschäftsführung ein Anteilbuch, aus dem die Namen und Adressen der Gesellschafter, die Anzahl und der Nennwert der einzelnen Stammanteile, die Nutzniesser und Pfandgläubiger mit Namen und Adresse sowie jeder Übergang eines Gesellschaftsanteiles und jede sonstige Änderung dieser Tatsachen ersichtlich sind. Die Gesellschafter melden der Geschäftsführung Änderungen der eingetragenen Tatsachen zur Eintragung in das Anteilbuch.

Die Gesellschafter sind berechtigt, Einsicht in das Anteilbuch zu nehmen. 

Übertragung

Variante 2.5.1

Die Abtretung von Stammanteilen bedarf der schriftlichen Form und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung nach Ziffer 4.2.10. Die Gesellschafterversammlung kann die Zustimmung ohne Angabe von Gründen verweigern. [Variante: Lehnt die Gesellschafterversammlung das Gesuch um Zustimmung zur Abtretung von Stammanteilen ab, so ist dieser Beschluss zu begründen.]

Der Abtretungsvertrag muss dieselben Angaben zu den statutarischen Rechten und Pflichten enthalten wie die Urkunde über die Zeichnung der Stammanteile. Insbesondere ist auf die Nachschusspflicht gemäss Ziffer 2.3 [gilt nur, falls Variante 2.3.2 gewählt wird.] und das Vorkaufsrecht der Gesellschafter gemäss Ziffer 3.1 hinzuweisen.

Lehnt die Gesellschafterversammlung das Gesuch um Zustimmung zur Abtretung nicht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang ab, so gilt die Zustimmung als erteilt.
Variante 2.5.2
Die Abtretung von Stammanteilen sowie die Einräumung einer Nutzniessung und eines Pfandrechts werden ausdrücklich ausgeschlossen.

Besondere Erwerbsarten

Werden Stammanteile insbesondere durch Erbgang, Erbteilung, Zwangsvollstreckung oder eheliches Güterrecht erworben, gehen sämtliche Rechte und Pflichten, die damit verbunden sind, ohne Zustimmung der Gesellschafterversammlung auf die erwerbende Person über. 

Für die Ausübung des Stimmrechts und der damit zusammenhängenden Rechte bedarf die erwerbende Person jedoch der Anerkennung der Gesellschafterversammlung als stimmberechtigter Gesellschafter gemäss Ziffer 4.2.10. Die Gesellschafterversammlung kann die Anerkennung nur verweigern, wenn die Gesellschaft der erwerbenden Person die Übernahme der Stammanteile zum wirklichen Wert anbietet. 

Nutzniessung [gilt nur, falls Variante 2.5.1 gewählt wird.]
Die Einräumung einer Nutzniessung an Stammanteilen richtet sich nach den statutarischen Bestimmungen zur Abtretung von Stammanteilen gemäss Ziffer 2.5.

Pfandrecht [gilt nur, falls Variante 2.5.1 gewählt wird.] 
Variante 2.8.1

Die Einräumung eines Pfandrechts an Stammanteilen richtet sich nach den statutarischen Bestimmungen zur Abtretung von Stammanteilen gemäss Ziffer 2.5 und ist ohne Zustimmung der Gesellschafterversammlung zulässig. 
Variante 2.8.2

Die Einräumung eines Pfandrechts an Stammanteilen richtet sich nach den statutarischen Bestimmungen zur Abtretung von Stammanteilen gemäss Ziffer 2.5 und bedarf der Zustimmung der Gesellschafterversammlung nach Ziffer 4.2.1 Die Gesellschafterversammlung kann die Zustimmung nur verweigern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

3. Rechte und Pflichten der Gesellschafter

Vorkaufsrecht an Stammanteilen
Bei Verkäufen von Stammanteilen haben die übrigen Gesellschafter ein Vorkaufsrecht im Verhältnis ihrer Stammanteile. Falls nicht alle Gesellschafter von diesem Recht Gebrauch machen, wächst das Vorkaufsrecht den übrigen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Stammanteile an.
Das Vorkaufsrecht an Stammanteilen ist zum wirklichen Wert im Zeitpunkt des Eintritts des Vorkaufsfalles auszuüben. 
Einigen sich die Beteiligten über den wirklichen Wert nicht innerhalb von 30 Tagen nach der Mitteilung der Geschäftsführung über die Ausübung des Vorkaufsrechts, so müssen sie der Geschäftsführung ihre Preisvorstellungen schriftlich mitteilen. Kommt es zu keiner Einigung, wird der wirkliche Wert endgültig und für alle Beteiligten verbindlich durch einen zugelassenen Revisionsexperten als Schiedsgutachter festgestellt. Die Festsetzung des wirklichen Werts erfolgt nach den anerkannten Grundsätzen der Bewertung von Unternehmen in der Branche, in der die Gesellschaft tätig ist. Die Beteiligten tragen die Kosten zu gleichen Teilen.

Die Gesellschaft darf eigene Stammanteile aus frei verwendbarem Eigenkapital erwerben, sofern der gesamte Nennwert dieser Stammanteile 10% des Stammkapitals nicht übersteigt.
Auskunfts- und Einsichtsrecht

Jeder Gesellschafter kann von den Geschäftsführern Auskunft über alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen.

Hat die Gesellschaft eine Revisionsstelle (Ziffer 4.4.1), besteht ein Recht zur Einsichtnahme in die Geschäftsbücher und Papiere der Gesellschaft nur, soweit ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. Hat sie keine Revisionsstelle (Ziffer 4.4.2), so kann jeder Gesellschafter uneingeschränkt Einsicht nehmen.

Treuepflicht und Konkurrenzverbot
Die Gesellschafter sind zur Wahrung des Geschäftsgeheimnisses verpflichtet.
Die Gesellschafter müssen alles unterlassen, was die Interessen der Gesellschaft beeinträchtigt. Insbesondere dürfen sie nicht Geschäfte betreiben, die ihnen zum besonderen Vorteil gereichen und durch die der Zweck der Gesellschaft beeinträchtigt würde.
Die Gesellschafter dürfen Tätigkeiten ausüben, die gegen die Treuepflicht oder das Konkurrenzverbot verstossen, sofern alle übrigen Gesellschafter schriftlich zustimmen. [Variante: Die Gesellschafter dürfen keine gegen die Treuepflicht oder das Konkurrenzverbot verstossende Tätigkeiten ausüben].

Austritt

Die Gesellschafter dürfen nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes aus der Gesellschaft austreten.
[Zusatz] Jeder Gesellschafter hat das Recht, aus der Gesellschaft auszutreten, wenn:

-  er eine Kündigungsfrist von ___ [Anzahl] Monate auf das Ende eines Geschäftsjahres einhält;

-  die Gesellschaft zum Zeitpunkt der Übernahme über verwendbares Eigenkapital in der Höhe der dafür nötigen Mittel verfügt, um die Stammanteile des austretenden Gesellschafters zum wirklichen Wert zu übernehmen; und

-  die Gesellschaft bei der Übernahme die Höchstgrenze von 35% eigener Stammanteile nicht übersteigt. Die dafür nötigen Mittel müssen die Übernahme der Stammanteile und die Bildung der entsprechenden gesetzlichen Reserven nach den Vorschriften von Art. 659a Abs. 2 OR i.V.m. Art. 783 Abs. 4 OR decken. Diese Bestimmung kann nur durch einstimmigen Beschluss aller Gesellschafter geändert oder aufgehoben werden. 

Die dafür nötigen Mittel müssen die Übernahme der Stammanteile und die Bildung der entsprechenden gesetzlichen Reserven nach den Vorschriften von Art. 659a Abs. 2 OR i.V.m. Art. 783 Abs. 4 OR decken. 

Diese Bestimmung kann nur durch einstimmigen Beschluss aller Gesellschafter ge-ändert oder aufgehoben werden.
4. Organisation der Gesellschaft

Organe
Die Organe der Gesellschaft sind:

-  die Gesellschafterversammlung;

-  die Geschäftsführung;

-  die Revisionsstelle.

Gesellschafterversammlung

Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Ihr stehen insbesondere folgende unübertragbare Befugnisse gemäss Art. 804 OR zu:

a) Änderung der Statuten;

b) Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern;

c) Bestellung und Abberufung der Mitglieder der Revisionsstelle;

d) Genehmigung des Jahresberichtes;

e) Genehmigung der Jahresrechnung sowie Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes;

f) Entlastung der Geschäftsführer;

g) Zustimmung zur Bestellung eines Pfandrechts an Stammanteilen [gilt nur, falls Variante 2.8.2 gewählt wird.];

h) Beschlussfassung über weitere Gegenstände, die das Gesetz oder diese Statuten der Gesellschafterversammlung vorbehalten. 

Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet jährlich innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres am Sitz der Gesellschaft [Variante: oder an einem anderen von der Geschäftsführung bezeichneten Ort] statt. Ausserordentliche Gesellschafterversammlungen werden bei Bedarf einberufen.
Die Gesellschafterversammlung wird von den Geschäftsführern, nötigenfalls durch die Revisionsstelle oder durch das Gericht, einberufen. Das Einberufungsrecht steht auch den Liquidatoren zu. 

Die Einberufung einer Gesellschafterversammlung kann auch von einem oder mehreren Gesellschaftern, die zusammen mindestens zehn Prozent des Stammkapitals vertreten, schriftlich unter Angabe der Verhandlungsgegenstände und der Anträge verlangt werden.

Die Gesellschafterversammlung ist schriftlich oder per E-Mail mindestens zehn [Variante: vierzehn etc.] Tage vor dem Versammlungstag unter Angabe von Ort, Datum und Zeit einzuberufen. In der Einberufung sind die Verhandlungsgegenstände sowie die Anträge jener Gesellschafter bekanntzugeben, welche die Durchführung einer Gesellschafterversammlung verlangt haben. Geschäftsbericht und Revisionsbericht sind den Gesellschaftern spätestens zusammen mit der Einberufung zur ordentlichen Gesellschafterversammlung zuzustellen. Ziffer 4.2.5 bleibt vorbehalten.

Falls sämtliche Gesellschafter anwesend sind und sofern kein Widerspruch erhoben wird, können sie jederzeit eine Gesellschafterversammlung ohne Einhaltung der für die Einberufung vorgeschriebenen Formvorschriften abhalten (Universalversammlung). In dieser Versammlung kann über alle in den Kompetenzbereich der Gesellschafterversammlung fallenden Geschäfte verhandelt und Beschluss gefasst werden.
Die Gesellschafterversammlung wählt einen Gesellschafter, Geschäftsführer oder Dritten als Vorsitzenden, der die Versammlung leitet. Er [Variante: Die Gesellschafterversammlung] bezeichnet einen Protokollführer, der nicht Gesellschafter sein muss. Dieser führt das Versammlungsprotokoll, in dem insbesondere die Beschlüsse und Wahlergebnisse sowie alle zu Protokoll abgegebenen Erklärungen festzuhalten sind. Das Protokoll ist innert ____ Tagen nach der Gesellschafterversammlung auszufertigen, vom Vorsitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen und den Gesellschaftern zuzustellen. 

Ein Gesellschafter kann sich durch einen anderen Gesellschafter vertreten lassen. Mit der Zustimmung aller anwesenden Gesellschafter kann auch ein Nichtgesellschafter als Vertreter zugelassen werden. Dieser Vertreter hat sich durch schriftliche Vollmacht auszuweisen.
Das Stimmrecht der Gesellschafter bemisst sich nach dem Nennwert ihrer Stammanteile. Jeder Gesellschafter hat mindestens eine Stimme [Variante: Das Stimmrecht jedes Gesellschafters bemisst sich nach dem Nennwert seiner Stammanteile, wobei auf jede CHF___ eine Stimme entfällt]. Ein Gesellschafter muss sich der Stimme enthalten, wenn über seine Entlastung Beschluss gefasst wird.

Die Gesellschafterversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen mit der absoluten Mehrheit der vertretenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Statuten etwas anderes bestimmen. Dem Vorsitzenden steht der Stichentscheid zu. Abstimmungen und Wahlen finden offen statt, soweit nicht ein Gesellschafter oder sein Vertreter die schriftliche Durchführung verlangen. 

Nach Massgabe von Art. 808b OR sind für bestimmte Gegenstände Beschlüsse der Gesellschafterversammlung erforderlich, die mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen sowie die absolute Mehrheit des gesamten Stammkapitals, mit dem ein ausübbares Stimmrecht verbunden ist, auf sich vereinigen. Insbesondere gilt dies für: 

-  Änderung des Gesellschaftszwecks (Ziffer 1.3);

-  Erschwerung, Ausschluss oder Erleichterung der Übertragbarkeit von Stammanteilen;

-  Zustimmung zur Abtretung von Stammanteilen (Ziffer 2.5.1);

-  Anerkennung als stimmberechtigter Gesellschafter (Ziffer 2.6.2);

-  Erhöhung des Stammkapitals (Ziffer 2.1.2);

-  Auflösung der Gesellschaft (Ziffer 6.1).

Anstelle der Beschlussfassung in der Gesellschaftsversammlung kann über alle Gegenstände, die nicht der öffentlichen Beurkundung bedürfen, ein schriftlicher Zirkulationsbeschluss stattfinden. Dieser Zirkulationsbeschluss ist unzulässig, wenn die mündliche Beratung von einem Gesellschafter verlangt wird.

Geschäftsführung
Die Geschäftsführung besteht aus einer oder mehreren natürlichen Personen, welche Gesellschafter oder Dritte sind.

Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung jeweils für die Dauer von einem [zwei etc.] Jahr[en] bestimmt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Durch Mehrheitsbeschluss können sie, unabhängig von ihrer Amtsdauer, jederzeit abberufen werden. Sie können auch jederzeit zurücktreten.

Die Geschäftsführung organisiert sich selbst. Sie bezeichnet die übrigen vertretungsberechtigten Personen und bestimmt die Art ihrer Zeichnungsberechtigung. Sie fasst ihre Beschlüsse in Versammlungen oder auf dem Zirkulationsweg mit dem absoluten Mehr der abgegebenen Stimmen.

Die Geschäftsführung ist in allen Angelegenheiten zuständig, die nicht nach dem Gesetz oder diesen Statuten der Gesellschafterversammlungen zugewiesen sind. Insbesondere hat sie folgende unübertragbare und unentziehbare Aufgaben gemäss Art. 810 OR:
a) Oberleitung der Gesellschaft und Erteilung der nötigen Weisungen; 

b) Festlegung der Organisation im Rahmen von Gesetz und Statuten;
c) Ausgestaltung des Rechnungswesens und der Finanzkontrolle; 

d) die Aufsicht über die Personen, denen Teile der Geschäftsführung übertragen sind, namentlich im Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Reglemente und Weisungen;

e) Erstellung des Geschäftsberichts (Jahresrechnung und -bericht);

f) Vorbereitung der Gesellschafterversammlung und die Ausführung ihrer Beschlüsse;

g) Benachrichtigung des Gerichts im Falle der Überschuldung.

Die Geschäftsführung muss ihre Aufgaben mit aller Sorgfalt erfüllen. Sie untersteht der gleichen Treuepflicht wie die Gesellschafter nach Ziffer 3.3. Die Geschäftsführung unterlässt alles, was die Interessen der Gesellschaft beeinträchtigt. Insbesondere dürfen sie nicht Geschäfte betreiben, die ihnen zum besonderen Vorteil gereichen und durch die der Zweck der Gesellschaft beeinträchtigt würde. 

Die Geschäftsführer dürfen Tätigkeiten ausüben, die gegen das Konkurrenzverbot verstossen, sofern alle Gesellschafter schriftlich zustimmen. [Variante: Die Geschäftsführer dürfen keine konkurrenzierende Tätigkeiten ausüben].
Die Art der Zeichnungsberechtigung der Geschäftsführer wird durch die Gesellschafterversammlung bestimmt. Mindestens ein Geschäftsführer muss zur Vertretung befugt sein. Die Gesellschaft muss durch eine Person vertreten werden können, die Wohnsitz in der Schweiz hat. Dieses Erfordernis kann durch einen Geschäftsführer oder einen Direktor erfüllt werden, der einzelzeichnungsberechtigt sein muss.

Revisionsstelle

Die Gesellschafterversammlung wählt eine Revisionsstelle.

Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn:
a) die Gesellschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist,

b) sämtliche Gesellschafter zustimmen, und
c) die Gesellschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat.

Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Gesellschafter hat das Recht, spätestens zehn Tage vor der Gesellschafterversammlung die Durchführung einer eingeschränkten Revision und die Wahl einer entsprechenden Revisionsstelle zu verlangen. Die Gesellschafterversammlung darf diesfalls die Beschlüsse nach Ziffer 4.2.1 lit. d und e erst fassen, wenn der Revisionsbericht vorliegt.
Als Revisionsstelle können eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen oder Personengesellschaften gewählt werden. Die Revisionsstelle muss ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder eine eingetragene Zweigniederlassung in der Schweiz haben. Hat die Gesellschaft mehrere Revisionsstellen, so muss zumindest eine diese Voraussetzung erfüllen.

Ist die Gesellschaft zur ordentlichen Revision verpflichtet, so muss die Gesellschafterversammlung als Revisionsstelle einen zugelassenen Revisionsexperten wählen.
Ist die Gesellschaft zur eingeschränkten Revision verpflichtet, so muss die Gesellschafterversammlung als Revisionsstelle einen zugelassenen Revisor wählen. Vorbehalten bleibt der Verzicht auf die Wahl einer Revisionsstelle nach Ziffer 4.4.2.

Die Revisionsstelle muss nach Art. 728 OR bzw. Art. 729 OR unabhängig sein.

Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr gewählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme der letzten Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist zulässig. Eine Abberufung ist jederzeit und fristlos möglich.

5. Geschäftsjahr, Jahresrechnung und Gewinnverteilung

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr und endet erstmals am ___ 
[31. Dezember 20xx; Variante: Das Geschäftsjahr beginnt am ___ [1. Januar] und endet am ___ [31. Dezember], erstmals am ___ [31. Dezember 20xx].

Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang. Sie ist unter Beachtung der Vorschriften in Art. 957 ff. OR sowie nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung aufzustellen. 

Aus dem Jahresgewinn ist zuerst die Zuweisung an die Reserven entsprechend den Vorschriften des Gesetzes vorzunehmen. Der Bilanzgewinn steht zur Verfügung der Gesellschafterversammlung, die ihn im Rahmen der gesetzlichen Auflagen nach freiem Ermessen verwenden kann. 

Dividenden dürfen nur aus dem Bilanzgewinn und aus hierfür gebildeten Reserven ausgerichtet werden. Die Dividenden sind im Verhältnis des Nennwerts aller Stammanteile jedes Gesellschafters festzusetzen.

6. Auflösung und Liquidation

Die Gesellschafterversammlung kann die Auflösung der Gesellschaft nach Ziffer 4.2.10 beschliessen. Der Beschluss bedarf der öffentlichen Beurkundung.

Die Liquidation der Gesellschaft wird durch die Geschäftsführung nach den Vorschriften von Art. 821a und 826 OR i.V.m. Art. 742 ff. OR besorgt, sofern nicht die Gesellschafterversammlung andere Personen damit beauftragt. 

Das Vermögen der aufgelösten Gesellschaft wird nach der Tilgung aller Schulden unter die Gesellschafter im Verhältnis der Nennwerte ihrer Stammanteile verteilt.

7. Benachrichtigung

Mitteilungen der Gesellschaft erfolgen durch Publikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt. Soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt, können Mitteilungen auch auf schriftlichem Weg erfolgen. 

Publikationsorgan der Gesellschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt.

8. Gerichtsstand 

Für alle Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsverhältnis sind die ordentlichen Gerichte am Sitz der Gesellschaft zuständig.

Die konstituierende Gesellschafterversammlung vom __________ [Datum] hat diese Statuten einstimmig angenommen. Sie sind die derzeit gültigen Statuten der Gesellschaft.

___________________________

Ort und Datum
___________________________

___________________________

[Unterschrift der Gesellschafter]

[Unterschrift der Gesellschafter]


